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Bewerbungsbedingungen für die Vergabe von Leistungen 
 
Das Vergabeverfahren erfolgt nach der „Verdingungsordnung für Leistungen“, Teil A „Allgemei-
ne Bestimmungen für die Vergabe von Leistungen“ (VOL/A, Abschnitt 1) und den Vorgaben des 
Gesetzes über die Sicherung von Tariftreue und Sozialstandards sowie fairen Wettbewerb bei 
der Vergabe öffentlicher Aufträge (Tariftreue- und Vergabegesetz NRW – TVgG-NRW) v. 
10.01.2012. 
 
 
Es wird daher auf folgendes hingewiesen: 
 
A) Gem. § 8 Abs. 1 TVgG-NRW wird insbesondere darauf hingewiesen, dass die Bieter sowie 

deren Nachunternehmer und Verleiher von Arbeitskräften, soweit diese bereits bei Ange-
botsabgabe bekannt sind, die vertraglichen Verpflichtungserklärungen entsprechend dem 
TVgG-NRW abzugeben haben. 

 
 
B) Die Verpflichtung umfasst insbesondere die Erklärung, dass die Bieter 

� ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei der Ausführung des Auftrags wenigs-
tens diejenigen Mindestarbeitsbedingungen einschließlich des Mindestentgelts zu ge-
währen, die durch einen für allgemein verbindlich erklärten Tarifvertrag oder eine nach 
den §§ 7 oder 11 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes  erlassene  Rechtsverordnung  
für  die betreffende Leistung verbindlich vorgegeben werden (§ 4 Abs. 1 TVgG), 

 
� ihren  Beschäftigten (ohne  Auszubildende) bei der Ausführung der Leistung mindestens 

das in Nordrhein-Westfalen für diese Leistung in einem der einschlägigen und repräsen-
tativen mit einer tariffähigen Gewerkschaft vereinbarten Tarifverträge vorgesehene Ent-
gelt nach den tarifvertraglich festgelegten Modalitäten zu zahlen und während der Aus-
führungslaufzeit Änderungen nachzuvollziehen (§ 4 Abs. 2 TVgG), 

 
� ihren Beschäftigten (ohne  Auszubildende) bei der Ausführung der Leistung wenigstens  

ein Mindeststundenentgelt von 8,62 Euro zu zahlen. Die Unternehmen müssen im Rah-
men der Verpflichtungserklärung die Art der tariflichen Bindung ihres Unternehmens so-
wie die gezahlte Höhe der Mindeststundenentgelte für die im Rahmen der Leistungs-
erbringung eingesetzten Beschäftigten angeben (§ 4 Abs. 3 TVgG), 

 
� dafür zu sorgen, dass Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer im Sinne des Ar-

beitnehmerüberlassungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Februar 
1995 (BGBl. I S. 158), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Oktober 
2010 (BGBl. I S. 1417, ber. 2329) in der  jeweils  geltenden  Fassung,  bei  der  Ausfüh-
rung  der  Leistung für die  gleiche Tätigkeit ebenso entlohnt werden wie ihre regulär 
Beschäftigten (§ 4 Abs. 5 TVgG),  

 
� bei Vertragslaufzeiten von länger als drei Jahren von den Nachunternehmern und Ver-

leihern von Arbeitskräften jeweils mit Ablauf von drei Jahren nach Vertragsschluss zur 
Weitergabe an den öffentlichen Auftraggeber eine Eigenerklärung des Inhalts zu verlan-
gen, ob die Bedingungen der abgegebenen Erklärung entsprechend § 4 TVgG-NRW 
nach wie vor eingehalten werden, 

 
� Nachunternehmer davon in Kenntnis zu setzen, dass es sich um einen öffentlichen Auf-

trag handelt und bei der Weitergabe der Bauleistungen an Nachunternehmer die Verga-
be- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB), Teil B, Allgemeine Vertragsbedin-
gungen für die Ausführung von Bauleistungen (VOB/B) in der Fassung vom 31. Juli 
2009 (BAnZ. Nr. 155a vom 15. Oktober 2009) geändert durch Bekanntmachung vom 19. 
Februar 2010 (BAnz. Nr. 36 vom 5. März 2010, Seite 940), bei der Weitergabe von 
Dienstleistungen die Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen (VOL), Teil B, All-
gemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B) vom 5. Au-
gust 2003 zum Vertragsbestandteil zu machen, 
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� den Nachunternehmern keine, insbesondere hinsichtlich der Zahlungsweise, ungünsti-

gere Bedingungen aufzuerlegen, als sie zwischen dem Auftragnehmer und dem öffentli-
chen Auftraggeber vereinbart werden. 

 
 
C) Nach dem TVgG-NRW hat der öffentliche Auftraggeber umfangreiche Kontrollbefugnisse 

entsprechend der Regelung in § 15 TVgG-NRW mit dem Auftragnehmern und seinen jewei-
ligen Nachunternehmern und Verleihern von Arbeitskräften zu vereinbaren und ihre Be-
schäftigten auf die Möglichkeit der Kontrolle entsprechend § 15 TVgG-NRW hinzuweisen. 
Insofern wird im Einzelnen auf die Regelungen der zusätzlichen Vertragsbedingungen ver-
wiesen. 

 
 
D) Entsprechend § 15 TVgG-NRW weist der öffentliche Auftraggeber daraufhin, dass die Un-

ternehmen oder die Nachunternehmer der Auftraggeber sowie die Verleiher von Arbeits-
kräften oder die diese vertretenden Personen, bei juristischen Personen, Gesellschaften 
oder nicht rechtsfähigen Vereinen die nach Gesetz oder Satzung zur Vertretung berufenen 
Personen, die den Auftrag erhalten, verpflichtet sind, die verlangten Auskünfte, die in § 15 
Abs. 3 TVgG-NRW im einzelnen aufgeführt sind, zu erteilen, und die Prüfung dieser ge-
schäftlichen Unterlagen sowie das Betreten von Geschäftsräumen und –grundstücken wäh-
rend der üblichen Betriebs- oder Geschäftszeiten zu dulden. 

 
 
E) Zuwiderhandlungen gegen Verpflichtungen aus dem TVgG-NRW können von der zuständi-

gen Prüfbehörde als Ordnungswidrigkeit gem. § 16 TVgG-NRW verfolgt werden. Zudem 
können vertragliche Sanktionen (z.B. Kündigung aus wichtigem Grund, Verwirkung einer 
Vertragsstrafe, Vergabeausschluss) zusätzlich erfolgen. 

 
 
 
 
1. Mitteilung von Unklarheiten in den Vergabeunterlagen 

Enthalten die Vergabeunterlagen nach Auffassung des Bewerbers Unklarheiten, so hat der 
er unverzüglich den Auftraggeber vor Angebotsabgabe in Textform darauf hinzuweisen. 

2. Unzulässige Wettbewerbsbeschränkungen 
Angebote von Bietern, die sich im Zusammenhang mit diesem Vergabeverfahren an einer 
unzulässigen Wettbewerbsbeschränkung beteiligen, werden ausgeschlossen. 

Zur Bekämpfung der Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs 
hat der Bieter auf Verlangen Auskünfte darüber zu geben, ob und auf welche Art der Bieter 
wirtschaftlich oder rechtlich mit anderen Unternehmen verbunden ist. Dies gilt insbesondere 
für Bietergemeinschaften. 

3. Angebot 
3.1 Das Angebot ist in deutscher Sprache abzufassen. 

3.2 Für das Angebot sind die vom Auftraggeber übersandten Vordrucke zu verwenden; das 
Angebot ist an der dafür vorgesehenen Stelle zu unterschreiben.  

Eine selbstgefertigte Kopie oder Kurzfassung des Leistungsverzeichnisses ist zulässig. Das 
vom Auftraggeber verfasste Leistungsverzeichnis ist allein verbindlich. 

3.3  Unterlagen, die von der Vergabestelle nach Angebotsabgabe verlangt werden, sind zu dem 
von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt einzureichen. Werden die Unterlagen nicht 
vollständig fristgerecht vorgelegt, wird das Angebot ausgeschlossen. 
 

3.4 Enthält die Leistungsbeschreibung bei einer Teilleistung eine Produktangabe mit Zusatz 
„oder gleichwertiger Art“ und wird vom Bieter dazu eine Produktangabe verlangt, ist das 
Fabrikat (insbesondere Herstellerangabe und genaue Typenbezeichnung) auch dann an-
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zugeben, wenn der Bieter das vorgegebene Fabrikat anbieten will. Dies gilt nicht, wenn er 
im Angebotsschreiben erklärt, dass er das in der Leistungsbeschreibung benannte Produkt 
anbietet.  

 
3.5  Alle Eintragungen müssen dokumentenecht sein. 

Änderungen des Bieters an seinen Eintragungen müssen zweifelsfrei sein. 
Änderungen an den Vergabeunterlagen sind unzulässig. 
 

3.6  Entspricht der Gesamtbetrag einer Ordnungszahl (Position) nicht dem Ergebnis der Multi-
plikation von Mengenansatz und Einheitspreis, so ist der Einheitspreis maßgebend. 

 
3.7  Ein Bieter, der in seinem Angebot die von ihm tatsächlich für einzelne Leistungspositionen 

geforderten Einheitspreise auf verschiedene Einheitspreise anderer Leistungspositionen 
verteilt, benennt nicht die von ihm geforderten Preise im Sinne von § 13 Abs. 3 VOL/A. 
Deshalb werden Angebote, bei denen der Bieter die Einheitspreise einzelner Leistungsposi-
tionen in „Mischkalkulationen“ auf andere Leistungspositionen umlegt, grundsätzlich von 
der Wertung ausgeschlossen (§ 16 Abs. 3 Buchst. a) VOL/A). 

 
3.8  Alle Preise sind in Euro mit höchstens drei Nachkommastellen anzugeben. 

Die Preise (Einheitspreise, Pauschalpreise, Verrechnungssätze usw.) sind ohne Umsatz-
steuer anzugeben. Der Umsatzsteuerbetrag ist unter Zugrundelegung des geltenden Steu-
ersatzes am Schluss des Angebotes hinzuzufügen. 
 
Es werden nur Preisnachlässe gewertet, die 
- ohne Bedingungen als Vomhundertsatz auf die Abrechnungssumme gewährt werden 
und 
- an der im Angebotsschreiben bezeichneten Stelle aufgeführt sind. 
 
Nicht zu wertende Preisnachlässe bleiben Inhalt des Angebotes und werden im Fall der 
Auftragserteilung Vertragsinhalt. 
 

3.9  Digitale Angebote dürfen nur abgegeben werden, wenn dies in der Bekanntmachung oder 
in den Vergabeunterlagen ausdrücklich zugelassen ist. 
 

4  Nebenangebote 
4.1 Kaufmännische Nebenangebote sind nicht zugelassen. Nebenangebote müssen auf be-

sonderer Anlage gemacht und als solche deutlich gekennzeichnet sein, deren Anzahl ist an 
der im Angebotsschreiben bezeichneten Stelle aufzuführen. 

 
4.2  Sind an Nebenangebote Mindestanforderungen gestellt, müssen diese erfüllt werden; an-

dernfalls müssen sie im Vergleich zur Leistungsbeschreibung qualitativ und quantitativ 
gleichwertig sein. Die Erfüllung der Mindestanforderungen bzw. die Gleichwertigkeit ist mit 
Angebotsabgabe nachzuweisen. 

 
4.3 Der Bieter hat die in Nebenangeboten enthaltenen Leistungen eindeutig und erschöpfend 

zu beschreiben; die Gliederung des Leistungsverzeichnisses ist, soweit möglich, beizube-
halten. 

 
Nebenangebote müssen alle Leistungen umfassen, die zu einer einwandfreien Ausführung 
der Bauleistung erforderlich sind. 
 
Soweit der Bieter eine Leistung anbietet, deren Ausführung nicht in Allgemeinen Techni-
schen Vertragsbedingungen oder in den Verdingungsunterlagen geregelt ist, hat er im An-
gebot entsprechende Angaben über Ausführung und Beschaffenheit dieser Leistung zu 
machen. 
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4.4 Nebenangebote sind, soweit sie Teilleistungen (Positionen) des Leistungsverzeichnisses 
beeinflussen (ändern, ersetzen, entfallen lassen, zusätzlich erfordern), nach Mengenansät-
zen und Einzelpreisen aufzugliedern (auch bei Vergütung durch Pauschalsumme). 
 

5  Bietergemeinschaften 
5.1 Die Bietergemeinschaft hat mit ihrem Angebot eine von allen Mitgliedern unterzeichnete 

Erklärung abzugeben, 
- in der die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft im Auftragsfall erklärt ist, 
- in der alle Mitglieder aufgeführt sind und der für die Durchführung des Vertrags bevoll-

mächtigte Vertreter bezeichnet ist, 
- dass der bevollmächtigte Vertreter die Mitglieder gegenüber dem Auftraggeber rechts-

verbindlich vertritt, 
- dass alle Mitglieder als Gesamtschuldner haften. 
 

5.2 Sofern nicht öffentlich ausgeschrieben wird, werden Angebote von Bietergemeinschaften, 
die sich erst nach der Aufforderung zur Angebotsabgabe aus aufgeforderten Unternehmern 
gebildet haben, nicht zugelassen. 

 
 

 


